An das Landesamt für Besoldung

und Versorgung Nordrhein-Westfalen

Völklinger Str. 49

40221 Düsseldorf


Ort, den

Antrag auf Erhöhung der Beamtenbesoldung bzw. der Versorgungsbezüge 

Personalnummer: 

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Oberverwaltungsgericht (OVG) Münster hat in einem Verfahren, in dem es um die Feststellung ging, dass das Netto-Einkommen eines Beamten in den Jahren 2003 und 2004 verfassungswidrig zu niedrig bemessen ist, dieses mit Beschluss vom 09.07.2009 (Az.: 1 A 1525/08) ausgesetzt, um die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts einzuholen, ob die in den Jahren 2003 und 2004 gezahlte Besoldung, bezogen auf die BesGr A 9, mit Artikel 33 Abs. 5 GG vereinbar gewesen ist.

Ich beantrage daher, meine Besoldung bzw. meine Versorgungsbezüge auf ein verfassungskonformes Niveau anzuheben, das den allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnissen Rechnung trägt.

Im Hinblick auf den Vorlagebeschluss an das Bundesverfassungsgericht vom 9. Juli 2009 und das Schreiben des Finanzministers B 2020-14.3-IV 1 vom 04.07.2008 wird gebeten, diesen Antrag bis zum Abschluss der vorgenannten Verfahren nicht zu bescheiden, sondern den Vorgang unter Verzicht auf die Einrede der Verjährung und Verwirkung ruhend zu stellen.

Für eine diesbezügliche Zusicherung wäre ich Ihnen dankbar.

Mit freundlichen Grüßen

Unterschrift

